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Festung Marienberg zu Würzburg im Jänner 2010 

Die Stadt des Egerer Baumeisters Balthasar Neumann ist ein empfehlenswertes Reiseziel für unsere Gruppen 
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Was Wenzel Jaksch 1959 schrieb: 

Der Witikobund nahm erst 1958 die Rechtsform eines eingetragenen Vereins 
(e.V.) an. Seine erste Jahresversammlung mit diesem Status fand im Oktober 
1959 in Würzburg statt. Das war für Wenzel Jaksch Anlaß, folgendes 
bemerkenswerte Grußwort zu übermitteln: 

„Über die Bedeutung der Gesinnungsgemeinschaft sind wir uns wohl 
einig. Es ist mir aber ein Bedürfnis hinzuzufügen, daß der Witiko-Bund 
im Dreiklang der Sudetendeutschen Gesinnungsgemeinschaften 
unentbehrlich ist. Die ideellen Traditionen des völkischen Lagers 
haben lange vor Hitler bestanden und verdienen auch in der Zeit nach 
1945 ihre Bewahrung. In der Formung eines nationalen Bewusstseins, in 
dem auch die Grenzlanddeutschen und die Volksdeutschen schlechthin ihren Platz finden, 
liegt unsere gemeinsame Aufgabe. “ 

(Quelle: Dr. Walter Brand, Zwanzig Jahre Witikobund, in: Der Witikobund, Weg-Wesen-Wirken, München 1969, S. 41) 
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Jahresversammlung in Hassfurt-Auzsfeld 

Die satzungsgemäße Jahreshauptversammlung unserer Gemeinschaft für das Jahr 2009 fand 
am 26727. September in Haßfurt-Augsfeld statt. Neben den üblichen Formalien waren 
mehrere Nachwahlen erforderlich. 

Neuer Vorsitzender ist nun Kam. Roland Schnürch und Erster Stellvertreter Edmund Liepold. 
Zweiter Stellvertreter bleibt Hans-Ulrich Kopp. Änderungen gab es auch im Kreis der 
stimmberechtigten Beisitzer. Für Alfred Zips und Edmund Liepold (s.o.!) rückten Claus 
Hörrmann und Friedebert Volk nach. Für Medienaufgaben wurde Kam. Franz Zappe 
kooptiert. 

Nach kurzer Diskussion wurde darüber hinaus sechs von Ehrenvorsitzenden formulierte 
Leitsätze verabschiedet (Abdruck in Nr. 4/2009, S. 6). Höhepunkt des zweiten Tages war das 
Referat von Rudi Pawelka, Bundesvorsitzender der Landsmannschaft Schlesien. 


Die Arbeit des Witikobundes findet auch in Böhmen Beachtung. Über unsere 
Jahreshauptversammlung vom 26.9.2009 fand sich folgender tschechischer Text im Internet unter 
http://www.ksl.wz.cz/Listv82.htm : 


„Vyrociu zasedäm Witikobundu 2009 

V dolnofranckem Hassfurtu se 26. zän 2009 konaly dodatecne volby, podle kterych se celonemeckym predsedou 
Witikobundu stal Roland Schnürch, prvmm imstopredsedou Edmund Liepold, novymi pnsedfcüni se stal Claus 
Hermann a Friedebert Volik. Ve svych funkcfch nadäle züstävajf: Hans-Ulrich Kopp, pokladnrk Helmut Irblich, 
jakoz i pnsedfcf prof. Eduard Korkisch, Sonja Kotschte, dr. Alfred Oberwandling. K predsednictvu däle patn 
cestny predseda dr. Walter Staffa. Pro oblast medif byl kooptovän Franz Zappe. Präci s vyhnanci se venuje 
referät, ktery mä celonemecky predseda landsmansaftu Slezsko - Dolm a Hornf Slezsko, Rudi Pawelka. Tento 
pronesl zävaznä projev. Mimo jine rekl, ze Erice Steinbachove se vytykalo, ze hlasovala proti hranici Odra-Nisa 
a vyslovila se proti prijeti Polska do EU. Vyhänem nebyvä nutnym düsledkem välky. Po napoleonskych välkäch 
Francie nebyla potrestäna odnetfm zeme nebo vyhänemm, naopak zfskala Alsasko-Lotrinsko. V Polsku zmarili, 
aby pro Paula Bauera, zastfeleneho polskymi milicionäri, byla odhalena deska. My züstaväme advokäty nasich 
krajanü. Slezsko züstävä nasim domovem a budoucnostf.“ 


Witikonen am Sudetendeutschen Tag 2010 in Augsburg 

Der Witikobund wird am ST 2010 wieder mit einem eigenen Stand vertreten sein. 
Helfer für den Aufbau und beim Tagesdienst melden sich bitte bei Kam. Roland Schnürch! 

Vorträge am Samstag um 17.00 bzw. 18 Uhr: 

Roland Schnürch: Die Lage der Volksgruppe 

Der Raum wird im nächsten Witikobrief bekanntgegeben. 

Danach spricht im selben Saal auf Einladung der STES 

Dr. Thomas Gertner: Die Menschenrechtsbeschwerde bei der UNO 
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Grußwort des Vorsitzenden für den Witikobrief 

Liebe Kameradinnen und Kameraden, 

leider kann ich Euch erst jetzt als neuer Bundesvorsitzender 
begrüßen, obwohl mich der Vorstand bereits am 25. April 2009 
auf Schloß Arnsberg designiert hatte und ich bei der 
Jahreshauptversammlung in Hassfurt am 26. September 2009 
gemäß § 9,10 unserer Satzung gewählt wurde. Neuwahlen 
bedingen aber bisweilen Reibungsverluste, denen hier mein 
schon am 16. Oktober 2009 übersandtes Gruß wort zum Opfer 
fiel, wie auch die Folgen 3 und 4 des vorjährigen Witikobriefes 
ohne meine Mitwirkung erschienen. Mit der Sitzung am 30./31. 
Januar 2009 in Würzburg hat der Gesamtvorstand die Weichen 
Roland Schnürch, i. Vors. für die bevorstehende Wahlperiode gestellt: Die Schriftleitung 
des Witikobriefes übernahm Kamerad F. Volk, und als 
Bundesschatzmeister wurde Kamerad Dr. Karl Röttel kooptiert. Eine in Würzburg gefasste 
Entschließung ist unten abgedruckt. 

Liebe Kameradinnen und Kameraden, wie Ihr meinem beigefügten Kurzlebenslauf 
entnehmen könnt, habe ich neben meinem Beruf seit 1950 ehrenamtliche Funktionen in 
SL/SdJ und seit 1970 auch im Witikobund wahrgenommen. Unvergesslich sind mir die 
Witiko-Jahrestreffen und die Vorstandssitzungen mit Walter Becher, Heinz Lange, Walter 
Stain und Siegfried Zoglmann, aber auch mit Bundesgeschäftsführer Adolf Puchta. Oberster 
Grundsatz sind für meine heimatpolitischen Aktivitäten die im § 3 der SL-Satzung 
(Neufassung vom 1. Dezember 2002) enthaltenen Aussagen: 

Den Rechtsanspruch auf die Heimat, deren Wiedergewinnung und das damit verbundene 
Selbstbestimmungsrecht der Volksgruppe durchzusetzen; das Recht auf Rückgabe bzw. 
gleichwertigen Ersatz oder Entschädigung des konfiszierten Eigentums der Sudetendeutschen zu 
wahren. 

Mit kameradschaftlichen Grüßen 
Euer Roland Schnürch 

Kurzlebenslauf des Vorsitzenden: 

Geboren am 23.12.1930 in Adelsdorf, Kreis Freiwaldau (Altvaterland); Oberschule f.J. in Freiwaldau, fortgesetzt 
im Realgymnasium Wien VIII; 1946-1948 Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Chemische Industrie in Wien 
XVII; 1952-1955 Staatl. Akademie für angewandte Technik in Nürnberg mit Abschluß Dipl.-Ing. (FH Chemie). 
Betriebsleiter Chemische Großindustrie bis April 1991. - Ehefrau Gerlinde (Teplitz-Schönau), zwei Kinder. 
Herbst 1945 tschechische Haft: Zwangsarbeit in Steinbruch Königshof/Beraun und Zajistcvaci Tabor CS 
Velenice (Häftling Nr. 5003). Dezember 1945 Vertreibung nach Wien. 

1950 Mitglied der SL/SdJ; 1970 Mitglied im Witikobund (Unterbrechung 1996-2006); SL-Landschaftsbetreuer 
Altvaterland und Stellvertr. Vorsitzender des Sddt. Heimatrates; seit 1980 Mitglied der SL-Bundesversammlung, 
dort 1989-2000 Vizepräsident, derzeit Vorsitzender des Hauptausschusses und des AK Völkermord; 

Vorsitzender des Benrather Kreises; Träger der Rudolf-Lodgman-Plakette 1997; Veröffentlichungen u.a.: "Von 
Prag nach Sarajewo", Graz 1996. 



Witiko-Intern 

wird im Mai wieder beihegen. Bei diesem Witikobrief ging es zunächst darum, den Zeitverzug vom Dezember 
etwas einzuholen. Die Schriftleitung bittet um Zusendung interessanter Texte, denn der Witikobrief ist ein Brief 
aller für alle! Anschrift sh. Impressum! 
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Vorstands Sitzung in Würzburs 

Zu seiner ersten Sitzung unter dem neuen Vorsitzenden, Kam. Roland Schnürch, traf sich der 
Gesamtvorstand am 30./31. 01.2010 in Würzburg. Die Beratungen fanden in harmonischer 
Atmosphäre statt und befaßten sich vor allem mit der schon im Witikobrief 3/2009 behandelten 
Marienbader Erklärung, der Fortführung der Kameradenhilfe sowie mit der Schriftleiterfrage des 
Witikobriefes. 



Der Vorstand nach der Sitzung in Würzburg am 31. 1.2010: Edmund Liepold, Claus Hörrmann, 
Roland Schnürch, Hans-Ulrich Kopp, Prof. Erhard Korkisch, Erhard Lug, Friedebert Volk 


Kameradenhilfe - Sozialwerk des Witikobundes e.V. 

Der Verein Kameradenhilfe-Sozialwerk des Witikobundes e.V. veranstaltet seine 
Jahreshauptversammlung anläßlich des Sudetendeutschen Tages in Augsburg 
und lädt dazu alle Mitglieder herzlich ein. 

Zeit: Samstag, 22. Mai 2010,15.00 Uhr, 

Ort: Kongreßzentrum Augsburg, Saal 311 (3.Stock). 

Tagesordnung: 1. Begrüßung und Feststellung der Beschlußfähigkeit, 2. Totenehrung, 3. Tätigkeitsbericht des 
Vorstandes, 4. Bericht der Kassenprüfer, 5. Aussprache, 6. Antrag auf Entlastung mit Abstimmung, 7. Wahlen, 
8. Zukunft des Vereins, 10. Verschiedenes. 

Dr. F.Beywl 
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Soiree für Gertrud Fussenegger in München 

Die vor einem Jahr verstorbene Schriftstellerin Gertrud 
Fussenegger wurde 1912 in Pilsen geboren und lebte dort 
nach dem frühen Tod ihrer Mutter bei zwei ihrer Tanten. Nach 
der Matura studierte sie in Innsbruck und München, hielt aber 
bis zum Kriegsende Kontakt zu ihren Ziehmüttern. Die 
Vertriebenen begrüßen es daher sehr, daß ihrer nun in 
München gedacht wird. 

Die Domspatz-Agentur lädt für Freitag, 19. März, in den 
Münchner Presseclub am Marienplatz zu einer Soiree ein, mit 
der Agenturleiter Michael Ragg „den vielen Münchner 
Freunden der großen Autorin eine Gelegenheit zum 
Gedenken geben“ will. Gleichzeitig soll dazu beigetragen werden, „daß Gertrud Fussenegger als eine 
der großen Autorinnen deutscher Sprache neu entdeckt“ wird. 

Den Abend eröffnet der Literaturwissenschaftler und Präsident der Bayerischen Akademie der 
Schönen Künste, Professor Dieter Borchmeyer, nach dessen Auffassung Gertrud Fusseneggers 
„eigentliche Wirkungsgeschichte erst der Zukunft angehört“. Professor Rudolf Grulich von der 
Universität Gießen spricht über Gertrud Fusseneggers Roman „Jirschi oder die Flucht in das Pianino“, 
aus dem eine Münchner Enkelin der Autorin, Caroline Juls, lesen wird. Im Gespräch mit Michael Ragg 
geben Gertrud Fusseneggers älteste Tochter, die Künstlerin Ricarda Dietz, und weitere Angehörige 
Einblick in Leben und Persönlichkeit der vielfach ausgezeichneten Schriftstellerin. 

Die 96jährig verstorbene Gertrud Fussenegger galt als „Grande Dame“ der deutschsprachigen 
Literatur und laut Oberösterreichs Landeshauptmann Richard Pühringer als „Doyenne der 
zeitgenössischen österreichischen Dichtung“. Sie war Ehrenmitglied des Österreichischen 
Schriftstellerverbandes und Ehrenvorsitzende des Verbandes Katholischer Schriftsteller Österreichs. 
Zu ihren zahlreichen Auszeichnungen gehörten der Jean-Paul-Preis des Freistaates Bayern, der 
Weilheimer Literaturpreis, das Goldene Ehrenzeichen mit dem Stern für Verdienste um die Republik 
Österreich und das Komturkreuz mit Stern des päpstlichen Silvesterordens. Mit München verband die 
Autorin Teile ihres Studiums, 1937 ihre erste Heirat und danach viele Besuche bei den Familien 
zweier dort lebender Töchter. 

Die Soiree im Münchner Presseclub, Marienplatz 22 (Hugendubel-Haus), beginnt um 19 Uhr. Jeder 
Interessierte ist eingeladen. Zur Deckung der Kosten wird ein Eintritt von zehn Euro erhoben. Wegen 
des begrenzten Platzes empfiehlt die Domspatz-Agentur eine Anmeldung unter Telefon: 0 89 / 44 45 
45 05 oder aaentur.domspatz@gmail.com 



Gertrud Fussenegger 


Fundstücke: 

1. Der Flugpionier Igo Etrich aus Trautenau baute 1910 die „Etrich-Taube“. Sein 1929 
entwickeltes Sportflugzeug mußte er verschrotten, da es schneller war als das von Skoda 
gebaute tschechische Armeeflugzeug (Herget, Egerländer, 1992/7, S. 11). 

2. Ein Maß für die Wirtschaftskraft (aber auch für die Steuerehrlichkeit) des Sudetenlandes 
ergibt sich aus der Feststellung des csl. Finanzministers Kalfus nach dem „Anschluß“ an das 
Deutsche Reich: Die csl. Steuereinnahmen sanken um 40 % (Bohemia, 19.10.1938). 

3. Sudetendeutscher Beitrag zum Deutschlandlied: Die Haydn-Melodie für das Deutschlandlied 
hörte Hofmann von Fallersleben auf der damals noch britischen Insel Helgoland von 
„böhmischen Musikanten“. Der Kapellmeister war Michael Kern aus Trossau. (T. Herget in: 
„Egerländer“ 1971/11, S. 217). 

4. Die CSSR-Regierung ließ nach 1948 die Bücher aller böhmischen Schloß- und 
Klosterbibliotheken an 45 zentralen Punkten Zusammentragen und 27,5 Millionen davon 
vernichten! (Kvety28, 13.7.1968) 

5. Euro ist, wenn Deutschland zahlt (Neue Züricher Zeitung, 14.2.2010) 
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Märzsedenken 2010 

Die Ereignisse des 4. März 1919 darf man nicht isoliert sehen. Vorausgegangen war der 
Waffenstillstand vom 11.11.1918, der 23 Artikel umfaßte, von denen aber 17 nicht 
eingehalten wurden. Dann gab es das Versprechen Wilsons auf Selbstbestimmung der Völker. 
Auch dieses wurde den Sudetendeutschen verweigert. Um die Welt auf dieses Unrecht 
aufmerksam zu machen, riefen ihre Parteien, angeführt vom Sozialdemokraten Josef Seliger, 
für den 4. März 1919 zu landesweiten Kundgebungen auf. Ein weiteres Motiv Seligers war 
die schlechte Versorgungslage der sudetendeutschen Bevölkerung. 

Wie bekannt, wurde die Demonstration blutig unterdrückt. Zwanzig Jahre lang galt danach 
jedes öffentliche Gedenken an die Opfer als staatsgefährdend und wurde von der csl. Justiz 
strengstens verfolgt. Erst nach dem „Anschluß“ fanden im März 1939 große Gedenkfeiern 
statt. Eine Entschädigung der Opfer lehnte der csl. Staat ab. Daher organisierten die 
Sudetendeutschen selbst eine Spendenaktion, um die schlimmsten Folgen zu lindern. Die 
Koordination lag in den Händen der Stadtverwaltung von Teplitz. Bezeichnend war auch die 
Berichterstattung in der sudetendeutschen Presse. Sie war im März 1919 durc zeitweise 
Verbote bereits so eingeschüchtert, daß sie die Meldungen über die Kundgebungen und die 
dabei Getöteten eher beiläufig und unauffällig auf der dritten oder vierten Seite brachte. 
Demonstrationen fanden in allen größeren Orten des Sudetenlandes statt. Man schätzt die 
Zahl der Teilnehmer auf weit über eine Million landesweit. Über den Verlauf der 
Demonstration und ihre gewaltsame Auflösung in Mies (Westböhmen) liegt ein wertvoller 
Augenzeugenbericht vor, der im folgenden abgedruckt wird. Er erschien 1984 in der Zeitung 
des Heimatkreises Mies-Pilsen, „Land an der Miesa“, S. 49 f.: 

Der 4. März 1919 in Mies (Westböhmen ) 

(von Karl Hromada +) 

Schon vorher hatte sich bei uns allerhand ereignet. Am 18. 11. 1918 wurde unsere Stadt nach 
5 Uhr morgens von tschechischen Soldaten besetzt. Sie kamen von Pilsen mit dem normalen 
Zug in fünf Waggons. Als erstes überwältigten sie die Bahnhofswache unserer Volkswehr. 
Dann formierten sich drei Gruppen. Die erste zog hinunter zum Brückenturm, über den 
Trauerberg zur Kaserne, und besetzte diese. Eine zweite zog durch das Kupkatörl (Kupka- 
Törchen) und den Parkeingang zur Bezirkshauptmannschaft und überrumpelte dort ebenfalls 
unsere Volkswehr. Eine dritte Einheit, mit schweren Infanteriewaffen, kam durch die Prager 
Gasse zum Ringplatz und nahm dort Aufstellung. Dies alles vollzog sich im Schutze der 
Dunkelheit. Als es hell geworden war, begab ich mich zum Unterricht ins Gymnasium. Am 
Weg sah ich die Soldaten vor der Schwane (Gasthaus) und ging neugierig hin. Da kam ein 
Offizier auf mich zu, sah auf meinem Rockaufschlag mein schwarz-rot-gelbes Band, riß es 
herunter und trat mit den Füßen darauf herum. Meinem Banknachbam Rubei passierte 
dasselbe. Am nächsten Tag zog unser Professor Purkl nach dem Turnunterricht bei der 
Oktava mit Fahnen gegen Techlowitz an der Kaserne vorbei. Sie wurden von den Tschechen 
gestellt und abgeführt. Unser Direktor Knobloch mußte eilends hinaus, um sie zu befreien. 
Als überall Plakate angeschlagen wurden, die verkündeten, daß die Stadt mit sofortiger 
Wirkung vom Tschechoslowakischen Staat in Besitz genommen worden sei, stieß dies auf 
einhellige Ablehnung der Bevölkerung. Ein Fräulein Jahn riß verbittert ein Plakat ab. Dafür 
wurde sie von Soldaten fast krankenhausreif geschlagen. Wir aber hatten schon von den 
vierzehn Punkten Wilsons gehört, die allen Völkern Selbstbestimmung versprachen. Alle 
Völker Österreich-Ungarns hatten diese erhalten, nur uns Sudetendeutschen wollte man sie 
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verweigern. Darum kam es am 4. März 1919 im ganzen Sudetenland, auch in Mies, zu den 
Demonstrationen. 

Wir Gymnasiasten wußten natürlich auch davon. Am Schulweg hörten wir schon, daß die 
Tschechen die Zugänge zum Stadtinnern abgesperrt hatten. Aber unsere Leute kamen eben 
über Feldwege herein. Gleich in der ersten Unterrichtsstunde ging der Schuldiener Debensky 
durch alle Klassen. Es wurde verlesen, daß wir uns während der 10-Uhr-Pause nur vor dem 
Schulgebäude aufhalten dürften. Als es läutete, stürmten wir wie noch nie hinunter. Vor dem 
Hotel Wiesinger sahen wir eine große Menschenmenge. Neugierig gingen wir nach vorn, 
immer weiter, immer weiter. Wir wußten doch, daß dort auch unsere Brüder und Väter 
standen. Und so waren wir, wie von einem Magnet angezogen, auf einmal vorne in mi tten der 
Kundgebung. Als die Redner, die alle das Selbstbestimmungsrecht forderten, geendet hatten, 
formierte sich die Menge zum Demonstrationszug. Vorher hatte schon eine Abteilung 
Soldaten vor dem Rathaus Aufstellung genommen. Eine andere Einheit stand in der 



Märzdemonstranten in der westböhmischen Kreisstadt Mies am 4. 3.1919 

Löwengasse. Unser Zug umrundete das Rathausviertel. Es wurden auch Lieder gesungen, 
zuletzt das Deutschlandlied. Da - wir waren gerade wieder vor dem Rathaus, schrie der 
Gendarmerie-Wachtmeister Jatschek: "Pal" (Feuer!) und schoß mit den Soldaten eine Salve 
gegen uns ab. Jatschek sprang hinter das Tor und verschloß dieses. Er wurde nie wieder 
gesehen, da er sofort in eine andere Stadt versetzt wurde. Von den Bäumen sahen wir Äste 
fallen, ein Zeichen, daß viele in die Luft geschossen hatten. Aber von vorne rechts hörten wir 
ein Wimmern und dann nichts mehr. Einige riefen: "Die Heller Rosl ist getroffen, Halsschuß, 
sie ist tot"! Aber auch hinten links war Bewegung. Am Röhrkasten, bei der ersten Lampe, 
beugten sich Leute über einen Verletzten. Es war der erst vor kurzem aus der 
Kriegsgefangenschaft heimgekehrte Johann Luft. Er hatte einen Lungenschuß und wurde mit 
dem Auto nach Pilsen ins Krankenhaus gebracht. Die Ärzte waren jedoch machtlos, und er 
starb am folgenden Tag. Männer stürzten sich auf die Soldaten und entrissen ihnen im Nu die 
Gewehre. Parteisekretär Stark forderte sie aber auf, die Gewehre wieder zurückzugeben, was 
auch geschah. Stark sagte, daß unser Schicksal bei der Friedenskonferenz entschieden 
würde. Die Soldaten marschierten ab und ließen sich bis nach der Beerdigung der Opfer nicht 
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sehen. Aber Mies trauerte, und wie. Sämtliche Lampen waren mit schwarzem Flor verkleidet 
und wer schwarze Fahnen hatte, hißte sie. Der Sarg mit Johann Luft war in der Kirche 
aufgebahrt. Die ganze Stadt beteiligte sich an beiden Begräbnissen. Rosel Heller war eine 
Jüdin und erhielt ein jüdisches Begräbnis. 

Neben den beiden Toten gab es noch drei Verwundete. 

Wir stellten uns die Frage: "Warum wurde am 4. März auch in anderen Städten des 
Sudetenlandes geschossen? Gab es einen einheitlichen Befehl aus Prag?“ Die Gerichte und 
die Weltöffentlichkeit schwiegen dazu. Heute wissen wir, daß der 4. März 1919 nur ein 
Vorspiel für unsere Vertreibung war. 


Die Marienbader Erklärung vom 22. Mai 2009 

Am 22. Mai 2009 verabschiedete eine nicht näher identifizierbare Gruppe „namhafter 
Sudetendeutscher und Tschechen“ in Marienbad die sogenannte Marienbader Erklärung. Die 
SPD-Fraktion des Bayerischen Landtags legte sie in leicht abgewandelter Form dem 
Parlament vor, das ihr am 27.10.2009 zustimmte (sh. unten!). Zuletzt gab auch die 
Sudetendeutsche Jugend (SdJ) bei ihrer 60-Jahrfeier am 16. 1.2010 eine „politische 
Erklärung“ fast gleichen Inhalts ab. 

Die Problematik dieser Erklärung hat zuerst Roland Schnürch in der Sudetenpost öffentlich 
zur Sprache gebracht (sh. Folge 13/14 vom 9.Juli 2009). Seinen Ausführungen fügte unser 
stellvertretender Vorsitzender, Hans-Ulrich Kopp, im Witikobrief 3/2009 eigene Gedanken 
hinzu. Schließlich befaßte sich der Gesamtvorstand des Witikobundes bei seiner Sitzung in 
Würzburg am 30./31.1.2010 erneut mit der Erklärung und verabschiedete eine unten 
angefügte Stellungnahme. 

Allen genannten Kritikern erschien der Weg zur angestrebten Versöhnung unlogisch und zu 
optimistisch zu sein. Versöhnung kann nur Folge von Anerkennung von Recht und Wahrheit 
sein und nicht umgekehrt. Mit Recht und Wahrheit sind vor allem das Völkerrecht, die 
Menschenrechte und die historische Wahrheit gemeint. 

Oft wird auf die gelungene deutsch-französische Aussöhnung hingewiesen. Tatsache ist aber, 
daß auch diesem Modell eine recht einseitige Lasten Verteilung zu Grunde liegt. Wer weiß 
heute noch etwas von den einst zum Deutschen Reich gehörenden Bistümern Verdun, Metz 
und Toul? Wer kann noch etwas mit den drei französischen „Raub-,, oder (vornehmer 
ausgedrückt) „Reunionskriegen“ im 17. Jahrhundert anfangen, die alle zu Lasten 
Deutschlands endeten? 

Allzu kurz ist auch das Gedächtnis der Sudetendeutschen selbst. Wie groß war 1848 die 
Versöhnungseuphorie in Böhmen, als es zunächst gegen das Kaiserhaus und um bürgerliche 
Freiheiten ging. Namentlich in den Grenzregionen feierte man unzählige Versöhnungsfeste. 
Diese waren aber schnell vergessen, als es um die Austarierung der nationalen Verhältnisse 

ging- 

Die Gefahr heute besteht darin, daß die sogenannte Volksdiplomatie als stillschweigende 
Hinnahme der Rechtsverletzungen gedeutet werden kann und weltweit überhaupt der 
Eindruck entsteht, die Vorfälle von 1945/46 seien eigentlich gar nicht so schlimm gewesen. 

Da wir es verabscheuen, in einer ungerechten und heuchlerischen Welt zu leben, sollten wir 
uns getrost an der Auffassung prominenter tschechischer Intellektueller orientieren, die sich 
durchaus von den Beneschdekreten distanzieren und die Beseitigung national 
diskriminierender Elemente aus der gültigen tschechischen Rechtsordnung befürworten. 
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Hier folgt der Wortlaut des oben erwähnten Landtags-Beschlusses vom 27.10.2009: _ 

Beschluß des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Franz Maget, Christa Naaß, Dr. Linus Förster, Inge Aures, Reinhold Perlak, 
Maria Noichl, Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, Helga Schmitt-Bussinger, Reinhold Strobl, 
Johanna Werner-Muggendorfer SPD 
Drs. 16/1669,16/2353 

Verständigung mit Tschechien im Geiste der Marienbader Erklärung 
namhafter Sudetendeutscher und Tschechen 

Der Landtag begrüßt die in der vergangenen Woche vom Sudetendeutschen Rat publizierte "Marienbader 
Erklärung" des "Forums Versöhnung 2009" zwischen Sudetendeutschen und Tschechen. In dieser vom 22. Mai 
datierenden Resolution bekräftigen namhafte Sudetendeutsche und Tschechen ihre Überzeugung, dass es nur auf 
dem Weg gegenseitigen Entgegenkommens zu Verständigung und Versöhnung kommen kann. 

Der Landtag macht sich das in der Erklärung zum Ausdruck gebrachte Anliegen dieser "letzten Zeitzeugen der 
Vertreibung von Menschen aus ihrer Heimat nach dem Kriegsende wie auch der Untaten des 
Nationalsozialismus in den Jahren davor" zu eigen: "Wir schließen uns all denen an, die aufgehört haben mit 
dem gegenseitigem Aufrechnen der Untaten. Wir wollen alle ermuntern, aufeinander zu hören, miteinander zu 
reden und zwar in einem Dialog aus christlichem Ursprung." Und weiter: "Aus solcher Versöhnung folgt dann 
die Pflicht, auf die Beseitigung von Belastungen der jeweils anderen Seite hinzuwirken mit dem Ziel, auch 
dauerhaften Rechts frieden zu erreichen." 

Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, im Geiste dieser Erklärung zur weiteren Verbesserung der 
nachbarschaftlichen Beziehungen zu sorgen: So sollte der Ministerpräsident seine geplante Reise in die 
tschechische Hauptstadt möglichst bald durchführen oder eine Einladung an den tschechischen 
Ministerpräsidenten aussprechen. 

Die Präsidentin, i.v. Reinhold Bocklet, 1. Vizepräsident 


Zu obigem Landtagsbeschluß und der SdJ-Erklärung äußerte sich der Vorstand des 
Witikobundes am 30.1.2010 folgendermaßen: _ 

Vorstandsmeinuns des Witikobundes 

Die Gemeinschaft der Sudetendeutschen Jugend (SdJ) gab anläßlich ihrer 60. Gründungsfeier am 16. 
Jänner 2010 in München eine politische Erklärung ab. Sie deckt sich im Kern mit der Marienbader 
Erklärung einer nicht näher identifizierbaren Gruppe „namhafter Sudetendeutscher und Tschechen“, 
vom 22. Mai 2009. Keiner der beiden Gruppen soll der gute Wille, einen Beitrag zur Verbesserung des 
sudetendeutsch-tschechischen Verhältnisses zu leisten, abgesprochen werden. 

Beide erliegen jedoch einer krassen Fehleinschätzung. Sie hoffen auf die Anerkennung von Recht und 
Wahrheit NACH einer Versöhnung. Der gesunde Menschenverstand, der hier auch mit den 
Forderungen der Sittenlehre übereinstimmt, geht aber von einer umgekehrten Reihenfolge aus. 
Untermauert wird diese Ansicht von den Erfahrungen der letzten Jahre. Die Sudetendeutschen wurden 
bei den Verträgen von 1992 und 1997 und zuletzt 2004 bei der EU-Aufnahme der Tschechischen 
Republik auf ein später folgendes Einlenken der anderen Seite vertröstet. Eingetreten ist das Gegenteil. 
Das tschechische Parlament bekräftigte 2001 die Gültigkeit der Benesch-Dekrete und Vaclav Klaus 
ertrotzte kürzlich beim Lissabon-Vertrag eine gegen die Sudetendeutschen gerichtete 
Ausnahmeklausel. 

Die Sudetendeutschen müssen daher weiter beharrlich auf das Völkerrecht und auf die 
Menschenrechte sowie auf die darauf fußenden Bestimmungen der SL-Satzung, Artikel 3, lc und d, 
verweisen. Die sogenannte Volksdiplomatie kann als stillschweigende Hinnahme der 
Rechtsverletzungen gedeutet werden und führt letztlich zu einer Aufweichung des sudetendeutschen 
Rechtsstandpunktes. Die Sudetendeutschen haben aber nicht nur wegen der eindeutigen Rechtslage, 
sondern auch nach ihrer Geschichte allen Grund, ihren Standpunkt sehr selbstbewußt zu vertreten. 
Bekanntlich wären sie schon mit einer maßvollen Autonomielösung zufrieden gewesen. 

Dies ist die Wahrheit, der das Recht und diesem schließlich die Versöhnung folgen werden. 

«> 
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SL-Griindung in Böhmen 

Oft wird gefordert, unter die Vertriebenenfrage einen Schlußstrich zu ziehen. Auch die oben 
behandelte „Marienbader Erklärung“ kann bis zu einem gewissen Grade so verstanden 
werden. Gerade für deren Urheber dürfte es aber interessant gewesen sein, als im Vorjahr eine 
Gruppe tschechischer Staatsbürger die „Bürgervereinigung Sudetendeutsche 
Landsmannschaft in Böhmen, Mähren und Schlesien “ gründete. Der Antrag auf Eintrag ins 
Vereinsregister wurde am 12.8.2009 an das Innenministerium gestellt. Antragsteller waren der 
Diplomphysiker Thomas Pecina, Wolfgang Habermann und Jan Sinagl. 

Besonders bemerkenswert sind unter i hr en Satzungszielen die Artikel 4, 5 und 7. Sie erachten 
Personen, die nach dem Kriege an der ethnischen Säuberung der Republik teilnahmen als 
Kriegsverbrecher, halten die Beneschdekrete für Unrecht und fordern Schadensersatz für 
materielle und immaterielle Verluste. Im Übrigen bekennt sich die Vereinigung zu den Zielen 
der SL in München und der SLÖ in Wien. 

Wie zu erwarten, teilte das tschechische Innenministerium am 24.8.2009 mit, daß die amtliche 
Registrierung nicht möglich sei. Als Gründe wurden u.a. angeführt: 

1. Die SL-Böhmen verstieße gegen die Beneschdekrete 

2. Dem Recht auf die Heimat stünden die Potsdamer „Beschlüsse“ im Wege. 

3. Die Deutsch-tschechische Erklärung vom 21.1.1997 verzichte auf die Regelung alten 
Unrechts. 

4. Die Vertreibung sei wegen der Demokratiefeindlichkeit der Sudetendeutschen nötig 
gewesen. 

Die Antragsteller geben sich mit diesem Bescheid nicht zufrieden und suchen nach Wegen, 
die Anerkennung als juristische Person zu erlangen. 

Die Causa Erika Steinbach 

(von F.Votk) 


Frau Erika Steinbach, MdB, wurde von einigen 
Vertreiberstaaten und von Außenminister Westerwelle als 
Mitglied des Stiftungsrates des Dokumentationszentrums 
„Flucht-Vertreibung-Versöhnung“ abgelehnt. Dies ist 
erstaunlich, da sie eigentlich sehr viel getan hatte, um 
keine Angriffsflächen zu bieten. Erinnert sei an die 
Ausgrenzung profilierter Amtsträger im BdV (Dr. Paul 
Latussek u.a.) und an die Distanzierung von der 
„Preußischen Treuhand“. Über andere Eingriffe in 
bestimmte Landesverbände Mitteldeutschlands 

berichtete kürzlich ein Leser der „Sudetenpost“ in Folge 
2/2010 (S. 16). Ein wenig erinnert der Fall Steinbach an 
die Partei der „Republikaner“. Auch deren Vorsitzender 
Rolf Schlierer bemüht sich um Anpassung an den 
Zeitgeist, braucht sich aber keine Hoffnungen zu machen, 
jemals von den wichtigen politischen Kräften anerkannt 
zu werden. BdV-Präsidentin Erika Steinbach 
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Bedenken der Vertreiberstaaten 

Während Rolf Schlierer nur der Vorsitzende einer Splitterpartei ist, beunruhigte Frau 
Steinbach die Vertreiberstaaten schon alleine durch das schiere Ausmaß der 
Nachkriegsvertreibungen. Bei noch so großer deutscher Zurückhaltung ließen sich die 
Proportionen in einem Dokumentationszentrum doch nicht gänzlich verfälschen. 

Hinzu kommt das Wissen um andere Schwachstellen. Vertreibung ist in keinem Staate der 
Welt eine Kategorie des Strafrechts, schon gar nicht als Kollektivstrafe. Vor dem 
Internationalen Militärtribunal (IMT) von Nürnberg 1945/46 galt Vertreibung daher als 
Kriegsverbrechen, für das deutsche Angeklagte büßen mußten. Auch von den danach 
geschaffenen internationalen Gerichten wird Vertreibung als gravierender Verstoß gegen die 
Menschenrechte geahndet. 

Auf ebenso dünnem Eis bewegen sich die historischen Rechtfertigungen. Zu verweisen ist auf 
die Literatur unabhängiger Autoren oder ganz schlicht auf die Inhalte alliierter Archive. So 
gibt es einen bis 1979 zurückgehaltenen britischen Geheimbericht, der schon im Juni 1939 
unverblümt von „phantasievollen Annexions- und Vertreibungsplänen“ der Polen berichtete 
(FAZ, 31.8.1979). 

Nicht zuletzt mehren sich auch in den Vertreiberstaaten selbst kritische Stimmen und fordern 
Aufarbeitung der Vergangenheit, ganz zu schweigen von der geplanten SL-Böhmen (s.h. 
Beitrag in dieser Folge!) oder gar unfreiwilligen Eingeständnissen höchster Repräsentanten. 
So ertrotzte sich der tschechische Staatspräsident Vaclav Klaus unter ausdrücklicher Berufung 
auf mögliche Restitutionsansprüche der Sudetendeutschen eine Ausnahmebestimmung im 
Lissabon-Vertrag, was nur bedeuten kann, daß gewisse Vertreibungsfragen noch offen sind. 
Gründe der Bundesregierung 

Ganz anders deutete der polnische Historiker Tomasz Szarota das Gerangel um die Besetzung 
des Stiftungsbeirates. Er zog sich im Jänner 2010 aus diesem Beirat zurück und äußerte in der 
taz vom 19.1.2010 die Vermutung, daß es der Stiftung weniger um internationale als um die 
innerdeutsche Versöhnung ginge. Sie solle nach dem Willen der Bundesregierung die 
Vertriebenen damit aussöhnen, daß ihnen elementare Rechte vorenthalten werden. Damit 
übereifrige Vertriebenen Vertreter nicht übers Ziel hinausschießen, wurde vorgesorgt. Wie das 
geschah, steht zwar nicht in der taz, läßt sich jedoch unschwer erschließen: Warum gab der 
BdV den Plan eines in eigener Regie geführten „Zentrums gegen Vertreibungen“ auf? Warum 
wurde er in den „goldenen Käfig“ des von Politikern gelenkten Dokumentationszentrums 
gelockt? Wieso fehlen in dem Stiftungsmotto die für eine Versöhnung wichtigsten Begriffe, 
nämlich Wahrheit und Gerechtigkeit? 

Schacher um die Wahrheit? 

Das alles sieht nicht gut aus. Unzählige Menschen schätzten Frau Steinbachs Standhaftigkeit 
im Gerangel um ihren Sitz im Stiftungsrat und solidarisierten sich mit ihr. Sie schöpften etwas 
Mut aus ihrer Rede am 2.2.2010 in Düsseldorf, wo sie bei einer CDU-Veranstaltung äußerte: 
„Nicht ich, sondern die Brüder von Weizsäcker haben am 1. September 1939 Polen 
überfallen.“ (Rheinische Post, 2.2.2010). Nun hat Frau Steinbach am 11.2.2010 auf einen Sitz 
im Stiftungsbeirat verzichtet. Dafür erhält der BdV drei, die anderen fünf Beiratsplätze mehr. 
Im Stimmenverhältnis wirkt sich das erst in der zweitten Stelle hinter dem Komma aus! Dem 
Handel haftet leider der schale Geschmack an, daß Wahrheit vielfach noch als verhandelbares 
und von Mehrheitsverhältnissen abhängiges Gut sei. Die Vertriebenen wollen aber nur, daß 
ihr Recht auf eine ungeschönte Dokumentation ihres Leids endlich verwirklicht wird. Es ist 
ohnehin ihre letzte Option, die sie vor dem Verlöschen als Gruppe haben. 
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Konrad Henleins Kampf um die Autonomie 

(von F.Volk) 

Konrad Henlein kehrte 1919 aus italienischer 
Kriegsgefangenschaft zurück und fand in Gablonz eine 
Anstellung als Bankkaufmann. Ehrenamtlich betätigte er sich 
in der Turnbewegung. 1924 fand er in Reichenberg durch 
Heinz Rutha und Walter Heinrich Anschluß sowohl an den 
„Arbeitskreis für Gesellschaftsfragen“ als auch an den 
„Kameradschaftsbund“ (KB). Letzterer vereinigte junge 
Menschen aus der Bündischen Jugend und verfolgte das Ziel, 
die Sudetendeutschen jenseits von Parteiengezänk und 
Klientelpolitik zu einer höheren politischen Einheit 
zus a mmenzuführen. Da soeben der „Deutsche 
parlamentarische Verband“, ein informeller Zirkel der 
deutschen, im Prager Parlament vertretenen Parteien, 
auseinandergefallen war, erschien den jungen Leuten ein 
solches Unterfangen doppelt nötig.. Ihre philosophische 
Grundlage war die Staatslehre Othmar Spanns (Wien), die eine Föderalisierung des 
Gesamtstaates und der inneren Gesellschaftsstruktur vorsah. Man unternahm Reisen in die 
Schweiz (1925) und nach Belgien (1929, Flamen!), um das Zus a mmenleben unterschiedlicher 
Nationalitäten zu studieren. Konrad Henlein nahm an der Reise in die Schweiz Teil. 

In den Turnvereinen modernisierte Henlein die sportlichen Inhalte und legte Wert auf 
völkische Erziehung. Vorbild war ihm der tschechische Turnverband „Sokol“. 1925 
übernahm er hauptberuflich die Leitung der Turnschule Asch und trat 1931 an die Spitze des 
Gesamtverbandes der Sudetendeutschen Turner. In dieser Stellung erwarb er große 
Popularität. Namentlich das Verbandsturnfest in Saaz 1933 trug sehr zu seinem Ansehen bei. 

Gründung der SHF 

Die Regierung der CSR verbot 1933 die beiden nationalen Parteien DNSAP und DNP. Der 
sudetendeutschen Volksgruppe drohte Orientierungslosigkeit. Daher gründete Henlein mit 
seinen Freunden aus Tumverband und Kameradschaftsbund am 1. Oktober 1933 die 
„Sudetendeutsche Heimatfront“ (SHF). Deren Programm stellte er am 21. Oktober 1934 in 
einer großen Rede vor mehreren Zehntausend Menschen in Böhmisch Leipa vor. Seine 
Vorbehalte gegen den Nationalsozialismus verschwieg er keineswegs: „Nie werden wir auf 
die Liberalität, d.h. auf die vorbehaltslose Achtung der Persönlichkeitsrechte bei der 
Beziehung der Menschen im allgemeinen und zwischen Staatsbürger und Behörden im 
besonderen verzichten“. Diese Worte waren nicht leichthin gesagt, sondern vier Wochen 
vorher, am 24. September 1934, in der Hauptvorstandsitzung der SHF eingehend beraten und 
beschlossen worden. Der Rede sollte laut Protokoll sofort intensive parteiinterne 
Schulungsarbeit gegen sezessionistische Tendenzen folgen. Das Protokoll vermerkt dazu: 
„Endgültiger Bruch mit der großdeutschen Idee. Aufräumen mit dem Gedanken, daß das 
sudetendeutsche Gebiet von Hitler von Deutschland aus erobert werden könnte. “ (Kral, S.71). 
Henlein suchte nach einer Autonomie-Lösung innerhalb der CSR und hatte wenig Lust, die 
Bevormundung durch Prag gegen eine solche durch Berlin einzutauschen, wofür ihm 
Österreich schon ein halbes Jahr vor dem Münchner Abkommen ein abschreckendes Beispiel 
war. 



Konrad Henlein 
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Böhmisch Leipa am 21. Oktober 1934. Konrad Henlein verkündete in einer großen Rede die Ziele der 
Sudetendeutschen Heimatfront. Die Zuhörer waren überwiegend zu Fuß oder mit dem Fahrrad gekommen. 

Anfeindungen 

Polizei und Geheimdienste der csl. Regierung beobachteten Henleins Vorhaben umfassend. Mit 
dem deutschen Bankangestellten Le Groos befand sich einer ihrer Informanten in Henleins Nähe. 
Sie wußten, daß Henlein kein doppeltes Spiel trieb und sahen von einem Verbot ab. 
Störmaßnahmen unterhalb der Verbotsschwelle hielt man allerdings für angebracht. Schon am 23. 
November 1933 wurde Dr. Walter Brand, neben Heinz Rutha wichtigster Mitarbeiter Henleins, 
unter dem Vorwand der Staatsgefährdung verhaftet. Er kam ins Prager Gefängnis Pankraz, wo er 
noch weitere Personen aus Henleins Führungsmannschaft antraf: Dr. Sebekovsky, Dr. Köllner, 
Ernst Kundt, Oskar Kuhn. Erst nach vier Monaten, am 15.3.1934, öffneten sich die Gefängnistore 
wieder. Ein Verfahren oder irgendeine Erklärung gab es 
nicht. Die Ausweispapiere wurden einbehalten. Brands 
vorübergehende Ausschaltung hatte, wie sich später 
zeigte, fatale Folgen, denn sie ermöglichte Karl Hermann 
Frank, dem späteren Sprecher des Aufbruchkreises, den 
Aufstieg im Parteiapparat. Dieser Kreis hatte sich um eine 
Zeitschrift namens „Aufbruch“ geschart und stand in 
Opposition zum KB. Er tendierte ideologisch „zum 
Reich“ und hatte Verbindungen zu mehreren emigrierten 
DNSAP/DNP-Mitgliedern (z.B. Krebs), deren Ziel es 
war, die SHF/SdP von Berlin aus fernzusteuern. Das war 
auch der Grund, der SdP immer wieder finanziell unter 
die Arme zu greifen. 

Hinter den Emigranten stand die „Prinz-Heinrich-Straße“ 

(Himmler/Heydrich) mit SS und SD samt allen 
dazugehörigen Hilfsorganisationen und 

Querverbindungen. Im Reichssicherheitshauptamt bestand 
seit 1935 ein Sonderkommando unter Leitung des SS- 
Sturmbannführers Samersky zur Bekämpfung des 

Dr. Walter Brand 
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„Spannkreises“. (Becher, S.103). Schon 1934 hatte der Leiter der Volksdeutschen Mittelstelle 
(VOM), SS-Gruppenführer Behrend, geäußert, die SHF existiere für ihn erst, wenn die Mitglieder 
der beiden verbotenen Parteien im SHF-Vorstand verankert seien. Man warf Henlein vor, mit den 
Autonomieplänen aus der Volksgemeinschaft ausscheren zu wollen. Außerdem führe die SHF nur 
einen Volkstums- und keinen nationalsozialistischen Weltanschauungskampf. 

Gegen diese Kräfte wurde Henlein von reichsdeutschen Abwehrkreisen um Canaris abgeschirmt, 
allerdings unter großen Schwierigkeiten (Bürger, S. 191). Verständnis fand Henlein auch bei Dr. 
Steinacher, dem Vorsitzenden des Vereins für das Deutschtum im Ausland (VDA). Mit ihm hatte 
sich Henlein schon 1934 im Riesengebirge zu einem vertraulichen Gespräch getroffen (Brand, S. 
105). Henlein ging es dabei eher um moralischen Rückhalt, den Steinacher auch zusicherte. 
Damit begab er sich aber in Opposition zu SS und SD und verlor im Oktober 1937 sein Amt. 

Die Eliminierung wichtiger Mitarbeiter Henleins ging weiter. Schon 1936 hatten „Parteifreunde“ 
den Träger der Mitgliedskarte Nr. 3, Dr. Walter Brand, selbst ausgeschaltet. Ein aufbruch-höriges 
Parteigericht nahm fadenscheinige Gründe zum Anlaß, ihm unehre nh aftes Handeln vorzuwerfen. 
Henlein verweigerte dem Urteil zwar die Anerkennung und erreichte dessen teilweise Revision. 
Dr. Brand galt aber als irgendwie beschädigt und wurde als Korrespondent der „Zeit“ nach 
London entsandt. Da Henlein sehr auf die „englische Karte“ gesetzt hatte, mag dies in seinen 
Augen sogar eine gute Lösung gewesen sein. Vor Ort fehlte Dr. Brand jedoch als KB-Mann. 

Im Herbst 1937 geriet Heinz Rutha, Träger der SHF- 
Mitgliedskarte Nr. 2 ins Fadenkreuz der Henleingegner. Er wurde 
wegen angeblicher gleichgeschlechtlicher Beziehungen verhaftet 
und starb in der Zelle, wie es heißt, durch Selbstmord. Ruthas 
Denunzianten werden im Umfeld von Heydrich vermutet. Ohne 
diese Mitarbeiter fiel es Henlein immer schwerer, innerparteilich 
die Autonomieforderung zu verteidigen. Aber noch das 
Karlsbader Programm vom 24. April 1938 enthielt keine 
Abtretungsforderung, so daß H. Rönnefarth die Gemeindewahlen 
vom Mai 1938 sogar als Votum der Sudetendeutschen für das 
Autonomieprogramm wertet (S. 303). Vielleicht war das auch 
Henleins Einschätzung, als er Ende Mai 1938 Dr. Brandt 
beauftragte, in London das Autonomie-Konzept zu vertreten 
(Brand, S. 138). Es ging ihm offenbar nicht um die Zerschlagung 
der CSR. In den Monaten vor dem Münchner Abkommen dachte 
er vor allem an die Erhaltung des Friedens. Aus dem Nachlaß des 
britischen Militärattache in Berlin, des Fliegeroberst Malcolm 
Christie, ist zu ersehen, daß Henlein mit dem britischen Geheimdienst zusammenspielte. Auf 
diesem Wege ließ Canaris möglicherweise Chamberlain den von Hitler geplanten Angriffstermin 
auf die CSR übermitteln (19.9.1938), was dann zu der überstürzten Reise des Briten zum 
Obersalzberg führte. In dieses Mosaik gehört auch ein Erlebnis der späteren Schriftstellerin 
Marianne Wintersteiner. Sie nahm als junge Turnerin im September 1938 an einem Lehrgang in 
Asch teil. In einer Übungspause kam Henlein zu den Mädchen und sagte ganz niedergeschlagen, 
es werde vielleicht Krieg geben (mitgeteilt von Frau Rudlof, geb. Walzer aus Dorf Tuschkau, 
Kreis Mies). 

Eine grundlegend neue Situation trat jedoch am 20.Mai 1938 mit der Mobilmachung der CSR 
gegen Deutschland ein. Die Sudetenfrage rangierte plötzlich auf einer höheren Ebene. Aus 
dem Konflikt Prags mit den Sudetendeutschen war ein Konflikt Prags mit Berlin geworden. 
Die Absichten der Sudetendeutschen spielten allenfalls noch am Rande eine Rolle. Dennoch 
machte Henlein noch im September 1938 einen letzten Versuch in Richtung Autonomie, wie 
H. Rönnefarth darlegt. 



15 


WitikoBrief 1/2010 


Seite 16 


Feber 2010 


Freie Fahrt für NS-Ideologen 

Völlig ungeniert traten Sicherheitsdienst und SS nach dem „Anschluß“ auf. Sie strömten im 
Kielwasser des Heeres in das Sudetenland und verbreiteten blankes Entsetzen, als sie in den Orts¬ 
und Kreisleitungen kurzfristig rund 200 bewährte, aber KB-nahe Kampfgenossen Henleins 
verhafteten. Ab März 1939 wurden „ganze Hundertschaften“ ehemaliger Mitglieder 
der sudetendeutschen Jugendbünde in ein Dresdner Gefängnis geworfen, darunter auch Dr. Walter 
Becher, der spätere SL- Sprecher (Brand, S. 47 f. u.a.). In Verhören wollte man aus ihnen 
Geständnissen über homoerotische Umtriebe im KB herauspressen. Die Ausbeute war 
mager. Es kam nur zu vier Verurteilungen, darunter allerdings auch die Dr. Walter Brands, dem 
die Verteidigung aus taktischen Gründen zu einem Geständnis geraten hatte. Aber auch das 
konnte ihn nicht vor einer fast sechsjährigen „Karriere“ in nationalsozialistischen KZs bewahren. 
Am 14. Jänner 1940 erschienen dann in Reichenberg Flugblätter gegen Henlein und zwei Tage 
später unappetitliche Hetzartikel in der SS-Zeitung „Das Schwarze Korps“: Henlein hätte die 
Jugendverderber des KB gedeckt. Leider hat Henlein in dieser Stunde völlig versagt. Anstatt sich 
mutig vor seine Gefährten zu stellen, Unterzeichnete er sogar ein extrem demütigendes 
Schriftstück Heydrichs, wonach das Sudetenland homosexuell verseucht gewesen sei! Als 
Heydrich 1942 starb, soll Henlein zu Friedrich Bürger, seinem Residenten in Berlin, gesagt haben: 
„Dies ist der schönste Tag meines Lebens“ (Bürger, S. 193). 

Die Sudetenfrage wurde erst 1919 durch den Vertrag von St. Germain geschaffen. Die csl. 
Regierung hat die dort gegebenen Versprechen nicht eingelöst. Das Autonomie-Konzept Konrad 
Henleins war an die 1933 in der CSR vorhandenen Möglichkeiten angepaßt. Wenn man so will, 
war es ein Stück maßvoller Realpolitik. Die csl. Regierung stellte sich aber taub. Im Mai 1938 trat 
dann eine neue Lage ein. Mit der Mobilmachung gegen das Deutsche Reich machte sie die 
Sudetenfrage zu einer Angelegenheit zwischen Prag und Berlin. Die weitere Entwicklung lag 
nicht mehr in der Hand der Sudetendeutschen. 

Literatur: 

Becher, Dr. Walter, Zeitzeuge, München 1990; Brand, Dr. Walter, Sudetendeutsche Tragödie, Lauf 1947; Bürger, Friedrich, 
Rezension, Tagebücher eines Abwehroffiziers, in: Sudetendeutscher Erzieherbrief, Dez. 1972, S. 190 ff.; Groscurth, 
Helmuth, Tagebücher eines Abwehroffiziers, Stuttgart 1970; Kral, Vaclav, Die Deutschen in der Tschechoslowakei 1933-47 
(Dokumentensammlung), Prag 1964; Rönnefarth, H., Die Sudetenkrise in der internationalen Politik, Wiesbaden 1961 


Pfarrer Wuchterl neuer Visitator der Sudetendeutschen 



Die Deutsche Bischofskonferenz berief mit Pfarrer Karl Wuchterl 
wieder einen Visitator für die Volksgruppe der Sudetendeutschen. 
Er ist Nachfolger des im Vorjahr allzu früh verstorbenen P. N. 
Schlegl, OPraem. Pfr. Wuchterl wurde 1937 in Nedraschitz, Kreis 
Mies, geboren und 1946 vertrieben. Nach seiner Priesterweihe 
1964 in Bamberg widmete er sich überwiegend der 
Jugendseelsorge. So war er zwischen 1972 und 1978 Jugendpfarrer 
im Bistum Bamberg und danach bis 1984 Bundespräses der 
Deutschen Katholischen Jugend. Zuletzt betreute er von 1997 bis 
2007 die Herz-Jesu-Gemeinde in Nürnberg. Seinen Ruhesitz 
verlegte er nach Edling-Rieden in Oberbayern, wo er nach wie vor 
seelsorgerisch tätig ist und es nun als seine besondere Aufgaben 
ansieht, geistlicher Begleiter für die Sudeten- und 
Karpatendeutschen zu sein. 
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Erfreuliches für Genealogen 

Der Computer macht es möglich: Sudetendeutsche Familienforschem können ihre 
Forschungen künftig von ihrem Wohn z immer aus betreiben, denn die tschechischen Archive 
haben begonnen, die mikroverfilmten Kirchenbücher „ins Netz zu stellen“. Damit entfällt 
auch so manche aufwendige Forschungsreise, was nur im Sinne des Umweltschutzes sein 
kann. 

Am weitesten mit der Digitalisierung seiner Bestände ist das Regionalarchiv Brünn 
fortgeschritten, gefolgt von Pilsen. Dort hat man schon die Orte A-C zugänglich gemacht, 
weitere dürften bald folgen. Forscher können sich über www.actapublica.cz einwählen und 
registrieren lassen. Eine gewisse Hürde stellt noch der tschechisch abgefasste Anmeldebogen 
dar, zu dem es aber auch schon deutsche “Gebrauchsanweisungen“ gibt. 


.Jahresbotschaft 2010 der EUFV: 

Die Europäische Union der Flüchtlinge und Vertriebenen (EUFV) bedankte sich zum 
Jahresende in einer Botschaft an die Vertriebenen in Deutschland. Die EUFV habe eine Phase 
der Konsolidierung hinter sich, in der neue, bedeutsame Mitglieder hinzugekommen und ein 
Netzwerk internationaler Kontakte aufgebaut worden seien (www.eufv.eu) . Die Anfragen 
nach den amtlich hinterlegten Statuten der EUFV seitens ausländischer Institutionen und 
Regierungen gingen in die Dutzende. Spezifische Initiativen auf europäischer Ebene stünden 
jetzt bevor. 

Das unfaßbare Gezerre um das Dokumentationszentrum in Berlin werfe kein gutes Licht auf 
die Einstellung der deutschen Bundesregierung zu den deutschen Vertriebenen. Zu kritisieren 
sei auch die Absicht der SL, eine eigene Organisation zu gründen, statt der EUFV beizutreten. 
Diese Organisation habe mehr die heimatverbliebenen Minderheiten im Blick und 
vernachlässige den Status der Vertriebenen aus dem Sudetenland. 

Notwendig sei ein gemeinsames und solidarisches Vorgehen aller europäischer Flüchtlinge, 
Vertriebenen und Zwangsumgesiedelten vom Baltikum bis Zypern, um in Europa eine 
ehrliche und nachhaltige Aufarbeitung des Vertreibungsunrechts zu erreichen. 


Suchanzeige 

Gesucht werden alte Folgen und Jahrgänge des 

Witikobriefes und des Sudetendeutschen Erzieherbriefes. 

Angebote bitte an die Schriftleitung: F.Volk, J.S.Bach-Str. 51, D-61250 Usingen, Tel. 06081- 
2611 odere-Post: f.volk@web.de 
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DRESDEN UND DIE GRENZEN DER WISSENSCHAFT 

(von E.E. Korkisch) 

Die Dresdner Historiker-Kommission hat ihre Ergebnisse bekannt gegeben, Über die Medien 
wird die Opferzahl des Bombenterrors vom 13./14./15. Februar 1945 nunmehr mit 25.000 
unisono verbreitet. 

Wissenschaft muss sich auf dokumentarisch Nachweisbares stutzen und möchte darüber 
Hinausgehendes tunlichst nicht werten. So bleibt es beim Zahlen der Opfer der Dresden- 
Vernichtung anhand der noch vorhandenen Dokumentenangaben, wobei sich eine Summe 
von 18.000, dazu 2.000 später festgehaltene Kellertote und ein Unsicherheitsfaktor von ca. 
5.000 weiteren Opfern hinzugerechnet, die jetzt bekannt gegebene Gesamtopferzahl von 
25.000 ergibt. 

Wer als Zeitzeuge der vier Massenbombardements, beginnend mit zwei im Abstand von 
zwei Stunden erfolgten Feuersturmangriffen im Zentrumsbereich überlebt hat, muss sich 
aber über die Unbekümmertheit nachgeborener Wissenschaftler wundern, die 
übereinstimmende Zeugenaussagen als spekulativ negieren und die die jetzt geschrumpfte 
Zahl der Opfer über die Medienverbreitung als absolut verkauft. 

Die Massenbombardierungen erfassten eine Flache von ca. 20 qkm der eng bebauten zivilen 
Altstadt, die in kürzester Zeit ein hocherhitztes Flammenmeer bildete und auf Grund der 
Temperaturen und zusammenstürzenden Wände durch kombinierten Einsatz von Brand- 
und Sprengbomben plus Luftminen nur aus den Randbereichen Fluchtmöglichkeiten boten. 
Der zweite Feuersturmangriff erfasste mit weiterem Sprengbombeneinsatz u.a. im Großen 
Garten das Gros der dorthin Gefluchteten. 

Eine Vorstellung von der Zahl der Umgekommenen laßt sich jedenfalls nicht mehr aus (zum 
Teil nicht mehr vorhandenen) Dokumenten gewinnen, geschweige denn mit 25.000 als 
absolut setzen. 

In Dresden sind amtlich festgestellte 80.000 Wohnungen total zerstört worden, was einer 
Bewohnerzahl von ca. 240.000 Menschen entspricht, die im Vernichtungsbereich betroffen 
waren. Mit einquartierten Flüchtlingen und vierzig total zerstörten Lazaretten sind dieser 
Annahme drei Bewohner pro Wohnung als niedriger Schatzwert zugrunde gelegt. Folgt man 
der auf Dokumente gestützten Wissenschaft, konnte hier in beinahe jeder vierten Wohnung 
nur ein Mensch dem endzeitlichen Flammeninferno zum Opfer gefallen sein, was zynisch 
kommentiert fast wie ein "Kolateralschaden" klingt und das erklärte Ziel des britischen 
"Moral-Bombing" im Nachhinein ad absurdum führt. 

Zeitzeugenaussagen von Masseneinascherungen an mehreren Stellen der Stadt bereits ab 
Morgen des 14. Februar 1945 bleiben zugunsten der einzig dokumentierten des 21. 
Febr.1945 am Altmarkt als "traumatisierte Wahrnehmung" unbewertet. Die Wissenschaft in 
Ehren, doch einen Absolutheitsanspruch kann sie in Bezug auf die Vernichtung der 
unverteidigten, mit Flüchtlingen überfüllten Lazarettstadt nicht beanspruchen. 

Ein altes Sprichwort nennt solches Verhalten beim Namen: 

"Wer nicht sehen will, dem hilft keine Brille". 
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Über das tschechische Nationalinteresse 

Kommentar des tschechischen Rundfunks am 2.11.2009 von Petr Prihoda (gekürzt) 

Prihoda beobachtete, daß in der CR immer das „Nationalinteresse“ beschworen wird, ohne daß 
jemand genau wisse, was darunter zu verstehen sei. Im Zusammenhang mit dem Lissabon-Vertrag 
habe er aber erkannt: 

„Unser Nationalinteresse ist nach aller Wahrscheinlichkeit eine Versicherung gegen mögliche 
sudetendeutsche Eigentumsansprüche. Denn es ist offensichtlich diese Sorge, die dazu führte, daß der 
Präsident der Republik seine .... Vorbehalte gegen die Ratifizierung des Lissabonner Vertrags zu 
Hause durchgesetzt hat. Sobald er die Befürchtung des „Durchbrechens der Benesch-Dekrete“ 
erwähnte, hatte niemand mehr Lust, die Büchse der Pandora zu öffnen. Das Bedürfnis, sich gegen die 
angebliche sudetendeutsche Bedrohung abzusichem, hat sich als ein Nationalinteresse durchgesetzt, 
auf das sich die überwiegende Mehrheit der tschechischen Gesellschaft einigen kann. Es gibt natürlich 
auch andere Nationalinteressen, auf die jedoch können wir uns nicht einigen. 

Die Klaus-Bedingung wurde zu unserer Bedingung. Und die EU, die in die Position des Erpreßten 
geriet, hat sie akzeptiert. Dabei schließt ihre Legislative die Möglichkeit einer Rückwirkung aus, und 
ihre politische Repräsentanz zeigt den Willen, die alten Wunden nicht zu beleben. Auch die 
Sudetendeutschen werden immer weniger. Als knapp hundert von ihnen nach unserem EU-Beitritt 
beim Europäischen Gerichtshof eine Klage erhoben, wurde diese zurückgewiesen. Unser 
sudetendeutsches Problem liegt wo anders. Die Vertreibung der Deutschen aus den böhmischen 
Ländern war eine Barbarei, und alle, die eine Ahnung von Nachkriegsgeschichte haben, wissen das - 
mit Ausnahme von uns. Dieses Nichtwissen zu bewahren, bedeutet nicht so sehr, auf dem Unterschied 
zwischen Gut und Böse zu bestehen. Unsere Nachkriegsgeschichte, vor allem die „freiheitliche“ nach 
dem November 1989, deutet an, daß uns diese Unterscheidung ziemliche Probleme macht.“ 
Prihoda bemängelt im weiteren, daß die Tschechen auch gegenüber Globalisierung und Umweltschutz 
die Augen verschließen und erst recht gegenüber der Gefährdung der eigenen Sprache, die ein 
Instrument der Denk- und Erlebensart sei. Es sei beunruhigend, wenn sich die Tschechen nur bei der 
Erwähnung der Beneschdekrete ihres Tschechentums erinnerten. 


WITIKOBUND E. V. SitzMünchen 
Satzung 

Witikobund eingetragener Verein Sitz München 

(Registergericht München, 13.10.2007, VR/5955) 

§ 1: Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1) Der Verein führt den Namen „Witikobund e. V.“ 

2) Er hat seinen Sitz in München. 

3) Geschäftsjahr beginnt am 1. Juli und endet am 30. Juni des Folgejahres. 

§ 2: Zweck des Bundes 

1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar die nachstehenden, als 
besonders förderungswürdig anerkannten Zwecke: 

1. Die Förderung von Tätigkeiten, die dazu bestimmt und geeignet sind, der 
Völkerverständigung zu dienen sowie die Förderung des Austausches von 
Informationen über Deutschland und das Ausland. 2 Der Bund bekennt sich zur 
Partnerschaft freier Völker als Grundlage eines friedlichen Europa. 

2. Die Förderung und Unterstützung der berechtigten Anliegen der Flüchtlinge 
und Vertriebenen, die Wiedergutmachung des Vertreibungsunrechts auf der 
Basis des Völkerrechts sowie der Rückgabe des konfiszierten Eigentums auf 
der Grundlage eines gerechten Ausgleichs . 3 
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2) Diesen Zwecken dienen - insbesondere mit Bezug auf Mittel- und Osteuropa - 

1. die Erforschung der geschichtlichen Wahrheit und ihrer völkerrechtlichen 
Bewertung sowie die Verbreitung der gewonnenen Ergebnisse, 

2. die Beratung staatlicher Entscheidungsträger in Fragen des Vereinszwecks, 

3. die Durchführung von Vortragsveranstaltungen, Seminaren und Tagungen, die Fierausgabe von 
Schriften, die Pflege eines Archivs, einer Bücherei sowie der entsprechenden Wissenschaften, 

4. der Kontakt und die Zusammenarbeit mit Organisationen gleicher Zielsetzung im In- und Ausland. 

1 § 51 AO 

2 Ziff. 10 des Verzeichnisses der als förderungswürdig anerkannten Zwecke, Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 
EstDV in der ab 01.01.2000 gültigen Fassung 

3 Anlage Ziff. 7 und Schreiben des BdF v. 26.10.1995 

§ 3: Erwerb der Mitgliedschaft 

1) Mitglied des Bundes kann jeder werden, der sich zu dessen Zielsetzungen bekennt und sich durch 
seinen Aufnahmeantrag zur Anerkennung der Satzung und zur Leistung der Beiträge verpflichtet. 

2) Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an den Bundesvorstand zu richten und muss außer der 
eigenhändigen Unterschrift des Antragsstellers auch die Unterschrift von zwei Mitgliedern des Bundes 
als Bürgen enthalten. 

3) Über die Aufnahme des Antragstellers entscheidet der Bundesvorstand mit Zweidrittel-Mehrheit der 
anwesenden Vorstandsmitglieder. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Über das Ergebnis der 
Entscheidung des Bundesvorstandes ist der Antragsteller schriftlich zu unterrichten. 

4) Der Bundesvorstand kann die Aufnahme ohne Angabe von Gründen ablehnen. 

5) Jedes Mitglied erhält ein Abzeichen des Bundes. 

§ 4: Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1) Die Mitglieder haben das Recht, an den Veranstaltungen des Bundes teilzunehmen. 

2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Bestrebungen des Bundes zu unterstützen, die 
Satzung zu befolgen und die von der Hauptversammlung festgelegten Beiträge zu leisten. 

§ 5: Beendigung der Mitgliedschaft 

1) Die Mitgliedschaft endet 

a) durch Tod. 

b) durch Austritt, der dem Bundesvorstand gegenüber schriftlich erklärt werden muss. Der Austritt ist 
jeweils zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer zweimonatigen Kündigungsfrist 
möglich. 

c) durch Ausschluss. 

Über den Ausschluss entscheidet der Bundesvorstand. Das Mitglied ist von der Einleitung des 
Ausschlussverfahrens mittels eingeschriebenen Briefes zu verständigen; gleichzeitig kann bis zum 
Abschluss des Verfahrens das Ruhen von allen Funktionen angeordnet werden. Dem 
Betroffenenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme binnen vier Wochen zu geben. Der Ausschluss darf 
nur ausgesprochen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere wenn das Mitglied 
schuldhaft in grober Weise die Interessen des Bundes verletzt, gegen Beschlüsse des Bundes 
verstößt, den Zwecken des Bundes gröblich zuwiderhandelt oder ihn durch sein Verhalten schädigt. 
Die Begründung des Ausschlusses ist dem Ausgeschlossenen mitzuteilen. Gegen den Ausschluss 
kann das Ehrengericht binnen einer Frist von vier Wochen angerufen werden (§ 13). 

d) durch Streichung. 

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Bundesvorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, 
wenn es trotz zweier schriftlicher Mahnungen mit der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen im Rückstand 
ist. Die Streichung ist in der zweiten Mahnung mit Fristsetzung für die Zahlung von innerhalb vier 
Wochen anzukündigen. Der Beschluss des Bundesvorstandes über die Streichung ist dem Mitglied 
mittels eingeschriebenen Briefes mitzuteilen. 

§ 6: Gliederung des Bundes 

1) Der Bund gliedert sich in a) Landesverbände b) Ortskreise 

2) Zahl und Umfang der Landesverbände bestimmt der Bundesvorstand. Die Bundesmitglieder in 
jedem Landesverband wählen für einen Zeitraum von vier Jahren den Vorsitzenden des 
Landesverbandes und seinen Stellvertreter, die bis zur nächsten Wahl im Amt bleiben. Die 
Mitgliederversammlung jedes Landesverbandes wird vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter 
geleitet. Die Einladungen ergehen schriftlich und müssen mindestens vierzehn Tage vordem 
Versammlungstermin an alle Mitglieder des Landesverbandes gesandt werden. Wahlen und 
Beschlussfassungen erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. Die 
Landesverbände haben die Aufgaben, ihre besonderen Belange in ihrem Bereich zu vertreten und 
ihre Mitglieder sowie die Ortskreise zu betreuen. 

3) Der Bundesvorsitzende oder einer seiner Vertreter ist über die jeweiligen Mitgliederversammlungen 
und Vorstandssitzungen zu informieren und rechtzeitig einzuladen. Über die jeweiligen 
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Mitgliederversammlungen ist ein Protokoll zu erstellen und eine Ausfertigung dem Bundesvorstand 
vorzulegen. 

§ 7: Mitgliedsbeitrag 

1) Der Mitgliedsbeitrag wird von der ordentlichen Hauptversammlung beschlossen. 

2) Für bestimmte Personengruppen (Studierende, Auszubildende, Ehegatten von Mitgliedern, 
Mitgliedern in besonderen Lebenslagen - wie z. B. Arbeitslose u. ä.-) werden die Beiträge auf 
schriftlichen Antrag ermäßigt. 

3) Der Mitgliedsbeitrag stellt eine einklagbare Forderung dar und ist bis zum 31. 

März des betreffenden Kalenderjahres per Banküberweisung bzw. Bankeinzug zu entrichten. 

§ 8: Organe des Bundes 

Organe des Bundes sind, 

1. die Hauptversammlung, 2. der Bundesvorstand, 3. das Ehrengericht. 

§ 9: Die Hauptversammlung 

1) Einmal im Jahr ist vom Bundesvorsitzenden oder einem seiner Stellvertreter eine ordentliche 
Hauptversammlung einzuberufen. Die vorläufige Tagesordnung stellt erstellt der Bundesvorstand. Die 
Einladungen ergehen schriftlich mit der vorläufigen Tagesordnung und sollen mindestens einen Monat 
vordem Versammlungstermin allen Mitgliedern zugehen; Abdruck im fristgerecht zugestellten 
Mitteilungsblatt „Witikobrief“ genügt. Über Anträge auf Ergänzung oder Änderung der vorläufigen 
Tagesordnung, die in der Hauptversammlung gestellt werden, beschließt die Versammlung mit 
einfacher Mehrheit. 

2) Die Ordentliche Hauptversammlung ist insbesondere zuständig für 

a) die Verabschiedung und Genehmigung der endgültigen Tages-ordnung, 

b) die Entgegennahme des Tätigkeitsberichtes des Bundesvorstandes mit Aussprache, 

c) die Entgegennahme der Jahresrechnung des Bundesschatzmeisters und des 
Berichts der Kassenprüfer mit Aussprache, 

d) die Entlastung des Vorstandes, 

e) die Wahl, Bestätigung oder Abberufung der Mitglieder des Bundesvorstandes, 

f) die Wahl der Kassenprüfer, 

g) die Festsetzung des Mitgliedsbeitrages, 

h) die Beschlussfassung über Satzungsänderungen, 

i) die Beschlussfassung über Anträge von Mitgliedern und des Bundesvorstandes, 

j) die Ernennung eines Ehrenvorsitzenden, 

k) die Wahl der Mitglieder des Ehrengerichts, 

l) über die Auflösung des Vereins zu beschließen. 

Die Beschlüsse zu h) und I) bedürfen zu ihrer Gültigkeit einer Dreiviertel-Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Im Übrigen werden die Beschlüsse der Hauptversammlung mit einfacher Mehrheit 
der gültigen Stimmen gefaßt. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. 

3) Außerordentliche Hauptversammlungen sind auf Beschluss des Bundesvorstandes oder auf 
schriftlich begründeten Antrag von mindestens fünfzehn Mitgliedern oder auf Antrag von drei 
Landesverbänden vom Bundesvorsitzenden einzuberufen. Zwischen Einladung beziehungsweise 
Bekanntgabe der Tagesordnung einerseits und dem Termin der außerordentlichen 
Hauptversammlung andererseits muß eine Frist von vierzehn Tagen liegen. 

4) Jede Hauptversammlung, zu der ordnungsgemäß eingeladen worden ist, ist beschlussfähig. Sie 
wird von dem Bundesvorsitzenden, einem seiner Stellvertreter oder einem sonstigen 
Vorstandsmitglied eingeleitet. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder, die ihrer Beitragsverpflichtung 
ordnungsgemäß nachgekommen sind. 

5) Über den Verlauf jeder Hauptversammlung und ihrer Beschlüsse ist eine 
Niederschrift anzufertigen, die von dem Versammlungsleiter, dem Schriftführer 
und einem weiteren Mitglied des Vorstandes zu unterzeichnen ist. 

§ 10: Der Bundesvorstand 

1) Der Bundesvorstand besteht aus dem 

- Ehrenvorsitzenden, - Bundesvorsitzenden, -1. und 2. Stellvertretenden Bundesvorsitzenden, 

- Bundesschatzmeister und weiteren Mitgliedern 

gemäß Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung. Auf Beschluss des Bundesvorstandes können 
einzelne Mitglieder zur Wahrnehmung eines besonderen Aufgabenbereichs und/oder mit beratender 
Funktion in den Bundesvorstand kooptiert werden; diese haben kein Stimmrecht. Alle 
Vorstandsmitglieder führen ihre Ämter ehrenamtlich aus. 

2) Vorstand im Sinne § 26 BGB sind der Bundesvorsitzende und seine Stellvertreter. 

Jeder ist allein vertretungsberechtigt. 

Der geschäftsführende Bundesvorstand besteht aus dem 

- Bundesvorsitzenden, -1. und 2. Stellvertretenden Bundesvorsitzenden, - Bundesschatzmeister. 
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Der geschäftsführende Bundesvorstand führt die laufenden Geschäfte nach Maßgabe der Beschlüsse 
der Hauptversammlung und des Bundesvorstandes. 

3) Der Bundesvorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Diese bestimmt die von den Mitgliedern des 
Bundesvorstandes wahrzunehmenden Aufgabengebiete. 

4) Die Mitglieder des Bundesvorstandes werden von der Ordentlichen Hauptversammlung auf die 
Dauer von vier Jahren gewählt; sie bleiben jedoch bis zur nächsten Wahl - längstens sechs Monate - 
im Amt. Die Wiederwahl von Vorstandsmitgliedern ist zulässig. 

5) Für die Wahl von Vorstandsmitgliedern legt der amtierende Bundesvorstand einen Wahlvorschlag 
vor. Außerdem können auch Mitglieder entsprechende Wahlvorschläge einbringen, wenn diese von 
mindestens zehn Mitgliedern unterschrieben sind. 

6) Die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstandes erfolgt einzeln, schriftlich und in geheimer 
Abstimmung. Für jeden Kandidaten kann nur eine Stimme abgegeben werden. Stimmenübertragung 
ist nicht zulässig. 

7) Als gewählt gelten die Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten haben und zwar in der 
Reihenfolge der von ihnen erreichten Stimmenzahl. 

8) Die Abberufung eines Vorstandsmitgliedes vor Ablauf seiner Amtszeit kann nur durch die 
Hauptversammlung erfolgen. 

9) Bei Rücktritt eines Mitglieds des Bundesvorstandes beziehungsweise im Todes- oder 
Krankheitsfall erfolgt eine Ersatzwahl durch die nächste ordentliche Hauptversammlung. 

10) Die Vorstandssitzungen werden vom Bundesvorsitzenden odereinem seiner Stellvertreter 
einberufen. Der Bundesvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel seiner Mitglieder 
anwesend ist. Der Bundesvorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die 
vom Bundesvorsitzenden odereinem seiner Stellvertreter schriftlich, mündlich, fernmündlich, per 
Telefax oder per elektronischer Post einberufen werden. In der Regel ist eine Einberufungsfrist von 
einer Woche einzuhalten; die Mitteilung einer Tagesordnung ist nicht zwingend. Der Bundesvorstand 
ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Bundesvorstandsmitglieder, darunter der Bundesvorsitzende 
oder einer seiner Stellvertreter, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Die Vorstandssitzung leitet der Bundesvorsitzende, bei dessen 
Verhinderung einer seiner Stellvertreter. Die Beschlüsse des Vorstands sind vom Sitzungsleiter und 
gegebenenfalls Protokollführer zu unterschreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der 
Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das 
Abstimmungsergebnis enthalten. 

11) Ein Vorstandsbeschluss kann auch auf schriftlichem Wege gefasst werden (sogenanntes 
Umlaufverfahren, elektronisch oder per Telefax), wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung 
erklären. 

§11: Veröffentlichungen 

1) Sie erfolgen in einem Mitteilungsblatt des Bundes, dessen Erscheinungsweise der 
Bundesvorstand bestimmt und das allen Mitgliedern zuzusenden ist. 

2) Zur Wirksamkeit der Einberufung von Hauptversammlungen und Mitgliederversammlungen 

der Landesverbände sowie deren Tagesordnungen genügt es, wenn sie im Mitteilungsblatt bekannt 
gegeben werden. 

§ 12: Beschlussfassungen 

1) Sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, fassen alle Organe des Bundes ihre 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Stimmenthaltungen werden nicht 
gezählt. 

2) Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Der Bundesvorstand trifft seine 
Entscheidungen und Beschlüsse gemäß den Bestimmungen des § 10 Abs.13 Satz 6. 

§ 13: Ehrengericht 

1) Es kann angerufen werden in Streitfällen unter Mitgliedern oder zwischen Mitgliedern und dem 
Verein und umgekehrt sowie im Ausschlussverfahren (§ 5 Abs. 1 Buchst, c). Das Ehrengericht kann 
auch eine Verwarnung oder einen Verweis verhängen oder eine Abmahnung aussprechen. 
Antragsberechtigt ist jedes Mitglied sowie der Vorstand. Soweit der Vorstand nicht selbst 
Verfahrensbeteiligter ist, ist ihm der Sachstand bei Einleitung und Beendigung des Verfahrens 
mitzuteilen. Schriftsätze sind beim Ehrengericht in dreifacher Fertigung einzureichen. Das Verfahren 
muß rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen; die Vorschriften der Zivilprozessordnung können 
entsprechend Anwendung finden. Das Ehrengericht entscheidet endgültig. 

2) Die Mitglieder des Ehrengerichts, ein Vorsitzender und zwei Beisitzer, werden auf die Dauer von 
fünf Jahren durch die Hauptversammlung gewählt. Die Hauptversammlung kann bis zu drei 
Ersatzmitglieder wählen für den Fall des Wegfalls oder der Verhinderung des Vorsitzenden oder eines 
Beisitzers (Ersatzvorsitzender und Ersatzbeisitzer). 

3) Die Kosten des Verfahrens können durch Beschluss des Ehrengerichts ganz oder 
zum Teil der unterlegenen Partei auferlegt werden. Um die Durchführung des 
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Verfahrens zu gewährleisten, kann der Vorsitzende des Ehrengerichts einen Geldvorschuss 
festsetzen, der vom Antragsteller vor der ersten Sitzung des Ehrengericht zu zahlen ist. 

§ 14: Kassenprüfung 

1) Zur Durchführung der Kassenprüfung sind von der Hauptversammlung für die Dauer 
von zwei Jahren zwei Kassenprüfer zu wählen. 

2) Die Kassenprüfer dürfen nicht dem Bundesvorstand angehören. 

3) Eine Wiederwahl ist erst nach drei Jahren zulässig. 

4) Die finanziellen Aktivitäten des Bundes einschließlich der Kasse sind mindestens 
einmal jährlich zu prüfen. Über das Ergebnis jeder Kassenprüfung ist ein Protokoll 
anzufertigen und der Bundesvorstand unverzüglich schriftlich zu unterrichten. Bei der 
Hauptversammlung ist das Ergebnis mündlich vorzutragen und gegebenenfalls zu erläutern. 

§ 15: Ehrenvorsitzender 

1) Die besonderen Verdienste, die sich ein aus dem Amt scheidender 
Bundesvorsitzender um den Witikobund e. V. erworben hat, können durch dessen 
Ernennung zum Ehrenvorsitzenden des Witikobundes e. V. gewürdigt werden. 

2) Der Ehrenvorsitzende wird auf Vorschlag des Bundesvorstandes durch die 
Hauptversammlung ernannt. 

3) Der Ehrenvorsitzende hat Sitz und Stimme im Bundesvorstand. 

4) Der Ehrenvorsitzende hat das Recht, an allen Sitzungen und Versammlungen der 
Gliederungen des Witikobundes e. V. mit beratender Stimme teilzunehmen. 

5) Der Witikobund e. V. hat nur einen Ehrenvorsitzenden. 

6) Über die Ernennung des Ehrenvorsitzenden ist eine Urkunde zu erstellen. 

§ 16: Gemeinnützigkeit 

1) Der Verein dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Abschnitts 
„steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig und er verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

2) Die Mittel des Vereins und etwaige Überschüsse sind ausschließlich zur Verwirklichung des 
Vereinszwecks zu verwenden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins 
fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Mitglieder rhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie haben bei ihrem Ausscheiden keinen Anspruch auf 
das Vereinsvermögen. 

§ 17: Auflösung des Vereins 

1) Ein Antrag auf Auflösung des Vereins muß von mindestens 2/3 aller Mitglieder gestellt werden und 
ist innerhalb von 14 Tagen nach Erstellung schriftlich beim Bundesvorstand einzureichen und zu 
begründen. 

2) Die Mitglieder können mit einer Stimmenmehrheit von 4/5 aller wahlberechtigten 
Anwesenden einer Hauptversammlung die Auflösung des Vereins beschließen. 

3) Bei Auflösung des Witikobundes e. V. oder Wegfall seiner bisherigen Ziele fällt das Vermögen des 
Bundes - sofern spätere Regelungen nichts anderes vorsehen - an die Stiftung Sudetenland, 
rechtsfähige öffentliche Stiftung des bürgerlichen Rechts mit dem Sitz in Nürtingen, die es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. Bei deren Wegfall beschließt die 
Hauptversammlung eine andere als gemeinnützig anerkannte Begünstigte, die das Vermögen 
ebenfalls nur unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke verwenden darf. 

4) Die Abwicklung der Auflösung des Witikobundes e. V. obliegt dem geschäftsführenden 
Bundesvorstand, der bis zum Abschluss aller erforderlichen Maßnahmen im Amt bleibt 

§ 18: Fürwort 

Wenn kein ausdrücklicher Unterschied gemacht wird, schließt das männliche Fürwort das 
weibliche ein. 

§ 19: Inkrafttreten 

1) Diese Satzung wurde durch die Hauptversammlung am 13. Oktober 2007 in Hassfurt beschlossen. 

2) Die Satzung tritt mit dem Tage der Beschlussfassung in Kraft. 

3) Die Satzung setzt die bisherige Satzung vom 5. 10. 2002 außer Kraft. 

4) Die neue Satzung ist im Vereinsregister beim Registergericht München unter Nr. VR/ 

5955 eingetragen. 

Redaktionelle Fassung genehmigt von der Mitgliederversammlung des Witikobundes am 13.10.2007 
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